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Einheiten 16 & 17 – Corporate Social Responsibility

I. Einleitung

1. Begriffsbestimmung und Begriffsursprung

Was ist Corporate Social Responsibility (CSR)?

➢ Kurz: Die gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen im Sinne eines nachhaltigen 
Wirtschaftens.

Wo liegt der Ursprung von CSR?

• Carnegie (1835-1919), Gründer von Carnegie Steel Corp. (Pittsburgh, PA), gilt mit seinem 
Buch „The Gospel of Wealth“ als Begründer des Gedankens corporate contribution to social 
causes, wonach erfolgreiche Unternehmer die gesellschaftliche Verpflichtung hätten, gesell-
schaftliche Einrichtungen ihrer Wahl (z. B. Krankenhäuser, Universitäten) in Form von Spen-
den zu unterstützen.

• Als Begründer der modernen CSR-Bewegung gilt Carroll: “CSR refers to the obligation of 
businessmen to follow those policies, take those decisions or follow those action lines that are 
desired by the objectives and values of our society” (Social Responsibility of Businessmen, 
1953).
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I. Einleitung
2. Eckpunkte der rechtlichen Entwicklung (1/3)

− 18.7.2001: Die EU-Kommission veröffentlicht das Grünbuch „Europäische 
Rahmenbedingungen für die soziale Verantwortung für Unternehmen“.

➢ Rechtlich unverbindliche Aufforderung an die „relevanten Akteure“, Vorschläge zu 
unterbreiten.

− 16.6.2011: Die UN verabschiedet die „Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte“.

− 19.9.2011: Die OECD aktualisiert ihre „Leitsätze für multinationale Unternehmen“ und ergänzt 
diese um Empfehlungen zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen und zur 
Verantwortung der Unternehmen für ihre Zulieferketten.

− 25.10.2011: Die EU-Kommission veröffentlicht die Mitteilung „Eine neue EU-Strategie (2011-
14) für die soziale Verantwortung der Unternehmen (CSR)“ und kündigt darin verschiedene 
Rechtssetzungsinitiativen an, u. a. um die Offenlegung von sozialen und ökologischen 
Informationen zu verbessern.
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I. Einleitung

2. Eckpunkte der rechtlichen Entwicklung (2/3)

− 3.3.2013: Vollständiges Inkrafttreten der Holzhandel-VO (995/2010)

− 5.12.2014: Inkrafttreten der RL 2014/34/EU zur Änderung der Bilanz-RL (2013/34/EU) und 

Einführung einer nichtfinanziellen Erklärung

− 19.4.2017: Inkrafttreten des CSR-RL-UmsetzungsG v. 11.4.2017 (BGBl. I 802), Einführung der 

Pflicht, den (Konzern-)Lagebericht um eine nichtfinanzielle Erklärung zu erweitern, §§ 289b ff., 

315b f. HGB

− 29.5.2018: Aufforderung der EU-Kommission durch das Europäische Parlament, die Anforder-

ungen an die nichtfinanzielle Berichterstattung weiterzuentwickeln

− 17.6.2019: Mitteilung der EU-Kommission „Leitlinien für die Berichterstattung über nichtfinan-

zielle Informationen: Nachtrag zur klimabezogenen Berichterstattung“
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I. Einleitung

2. Eckpunkte der rechtlichen Entwicklung (3/3)

− 6./7.10.2020: Virtuelle Konferenz „Global Lieferketten – Globale Verantwortung“, initiiert vom 

BMAS unter der deutschen EU-Ratspräsidentschaft

− Dez. 2020: Alle 27 EU-Mitgliedstaaten sprechen sich im Rat „Beschäftigung, Soziales, 

Gesundheit und Verbraucherschutz“ für ein europäisches Lieferkettenrecht aus.

− 1.1.2021: Vollständiges Inkrafttreten der Konfliktmineralien-VO (2017/821)

− 23.2.2022: Die EU-Kommission legt einen Vorschlag für eine sog. Lieferkettenrichtlinie 

(CSDDD) vor.

− 1.1.2023: Inkrafttreten des LkSG

− 5.1.2023: Inkrafttreten der RL 2022/2464, u. a. zur Änderung der Bilanz-RL (2013/34/EU) und 

Ausweitung der nichtfinanziellen Berichterstattung

− 5.7.2024: Verkündung der CSDDD (RL 2024/1760) im ABl. EU
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I. Einleitung

3. Betroffene Unternehmen und Organhandeln

• Im Fokus der Regulierung stehen große, international operierende Unternehmen, in Deutschland insbe-

sondere die AG. 

• Die Einhaltung der an die AG adressierten Pflichten – sowohl des öffentlichen Rechts (z. B. Umwelt- und 

Naturschutzrecht) als auch des Bilanz- und Lieferkettenrechts – hat der Vorstand aufgrund seiner Legali-

tätspflicht sicherzustellen.

• Soweit keine verbindlichen rechtlichen Vorgaben existieren, hat der Vorstand als Leitungs- und Geschäfts-

führungsorgan nach seinem unternehmerischen Ermessen zu entscheiden.

• Maxime dieses Ermessens ist das Wohl der Gesellschaft. Dieses verpflichtet den Vorstand nach über-

wiegender Ansicht nicht, die Maximierung des shareholder value anzustreben. Im Gegenteil, es besteht 

die Pflicht zu einer interessenspluralen Leitung, d. h. der Vorstand muss bei jeder Ermessensentschei-

dung die Belange der Aktionäre, Arbeitnehmer und des Gemeinwohls abwägen.

• Der ursprüngliche Vorschlag der EU-Kommission für die CSDDD sah u. a. vor, den Vorstand zu der Be-

rücksichtigung von Nachhaltigkeitsbelangen zu verpflichten (Art. 25 I CSDDD-E). Diese Vorgabe wurde 

aber im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens fallengelassen.
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I. Einleitung

4. Corporate Governance Struktur der AG

• Der Vorstand hat unter eigener Verantwortung die Gesellschaft zu leiten (§ 76 I AktG) und – wie von 

§ 77 AktG vorausgesetzt – ihre Geschäfte zu führen. 

• Bei der Leitung und Geschäftsführung obliegen dem Vorstand die Treue- und Sorgfaltspflicht. 

• Die Legalitätspflicht umfasst nicht nur die an die AG adressierten Pflichten, sondern auch die gesell-

schaftsintern unmittelbar an den Vorstand adressierten Pflichten, z. B. „die Beschränkungen einzuhalten, 

die … die Satzung … für die Geschäftsführungsbefugnis getroffen haben“ (§ 82 II AktG). Dies gilt insbe-

sondere für den in der Satzung festzulegenden Unternehmensgegenstand (§ 23 III Nr. 2 AktG).

• Die Zuweisung der Geschäftsführung und Leitung an den Vorstand bedingt es, dass die anderen Organe, 

namentlich der Aufsichtsrat und die Hauptversammlung, grds. davon ausgeschlossen sind. 

• Die Hauptversammlung darf in Leitungs- und Geschäftsführungsangelegenheiten nur ausnahmsweise 

entscheiden, nämlich nach § 119 II AktG, „wenn der Vorstand es verlangt“.

• Derartige Verlangen sind selten, da der Vorstand nach § 83 II AktG verpflichtet wäre, „die von der Haupt-

versammlung im Rahmen ihrer Zuständigkeit beschlossenen Maßnahmen auszuführen.“
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I. Einleitung

5. Beispiel „Klimatransformationsplan“

• Die CSDDD sieht vor, dass jede AG im Anwendungsbereich der RL eine sog. Klimatrans-

formationsplan aufstellen muss. 

• Nach dem AktG handelt es sich um eine Leitungsaufgabe, die als solche dem Vorstand

obliegt (§ 76 I AktG).

• Bereits derzeit unterstützen zahlreiche institutionelle Investoren und Stimmrechtsberater die 

Forderung einiger NGOs, dass der Vorstand einen Klimatransformationsplan aufstellen und 

diesen der Hauptversammlung zur Abstimmung vorlegen soll (sog. Say on Climate).

• Obwohl § 119 II AktG ein solches Vorgehen erlaubt, haben bislang nur die Vorstände von 

zwei kleineren AGs ihre Klimatransformationspläne der Hauptversammlung zur Abstimmung 

vorgelegt.
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J. Kaeser

„Bei solchen Themen 

kann man nicht ge-

winnen, weil der An-

spruch, den viele 

haben …, ein legiti-

mer ist.“ (2020)
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I. Einleitung

6. Verlangen nach Ergänzung der Tagesordnung

§ 122 II 1 AktG „… Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 

Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, (können) ver-

langen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht wer-

den.“

• Kein Ermessen des Vorstands, sondern gebundene Entscheidung.

• Treubindung der Aktionäre: Rechtsmissbräuchliche Verlangen hat der Vorstand 

abzulehnen.

• Relevante Fallgruppe für Say on Climate: Begehren eines gesetzeswidrigen Be-

schlusses.
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II. Beispiele für Say-on-Climate-Anliegen

1. Einwirkung auf die Produktgestaltung

➢ Abkehr vom Verbrennungsmotor

a) Keine originäre Kompetenz der Hauptversammlung in Leitungsfragen

• Der Vorstand ist gem. § 83 II AktG verpflichtet, die „von der Hauptversammlung im Rah-

men ihrer Zuständigkeit beschlossenen Maßnahmen auszuführen.“

• Nach § 76 I AktG hat der Vorstand „unter eigener Verantwortung die Gesellschaft zu 

leiten.“

• Die Hauptversammlung verfügt gem. § 119 II AktG nur über eine subsidiäre Kompe-

tenz.

• Beschlüsse, die die Leitungskompetenz des Vorstands missachten, sind gem. § 241 

Nr. 3 Fall 1 AktG nichtig.

Aktien- und GmbH-Recht
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II. Beispiele für Say-on-Climate-Anliegen

1. Einwirkung auf die Produktgestaltung

➢ Abkehr vom Verbrennungsmotor

b) Einkleidung in eine Satzungsänderung

• Vorstand ist gem. § 82 II AktG „… verpflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, die … 

die Satzung für die Geschäftsführungsbefugnis“ enthält, insbesondere die Grenzen des 

Unternehmensgegenstands (§ 23 III Nr. 2 AktG).

• Ziel: Verengung des Handlungsspielraums durch Satzungsänderung.

• Originäre Kompetenz der Hauptversammlung für Satzungsänderungen nach §§ 119 I 

Nr. 6, 179 I 1 AktG.

• Unvereinbarkeit mit § 76 I AktG erst, wenn der Vorstand zum bloßen Befehlsempfänger 

ohne eigenes unternehmerisches Ermessen degradiert wird.

• Hürde: einfache Stimmen- und qualifizierte Kapitalmehrheit, §§ 133 I, 179 II AktG.
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§ 2  Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist 

die Herstellung und der Vertrieb von 

Fahrzeugen und Motoren aller Art …
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II. Beispiele für Say-on-Climate-Anliegen

2. Nachhaltigkeitsberichterstattung

a) Ergänzung der Satzung

• Beispiel VW (2022): „In der Nachhaltigkeitsberichterstattung (§§ 289b, 315b 

HGB) hat der Vorstand auch offenzulegen, welche … Lobbyaktivitäten die Kon-

zerngesellschaften verfolgen oder unterstützen …“

• Kein Eingriff in die gesetzliche Berichtspflicht nach §§ 289b ff., 315b f. HGB, 

sondern Einführung einer eigenständigen, inhaltsverschiedenen statutari-

schen Publizitätspflicht.

Aktien- und GmbH-Recht
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II. Beispiele für Say-on-Climate-Anliegen

2. Nachhaltigkeitsberichterstattung

b) Grenzen der Satzungsergänzung

• Nach § 23 V AktG sind zu unterscheiden: 

➢ „1Die Satzung kann von Vorschriften dieses Gesetzes nur abweichen, wenn es aus-

drücklich zugelassen ist.“

➢ „2Ergänzende Bestimmungen … sind zulässig, es sei denn, dass dieses Gesetz eine 

abschließende Regelung enthält.“

• Neue Publizitätspflicht in ungeregeltem Bereich?

• Wirkung: Verbreiterung der Informationsbasis der Marktteilnehmer für künftige Investi-

tionsentscheidungen.

• Ziel: präventive Verhaltenssteuerung des Vorstands im Bereich Geschäftsführung.

• Statutarische Eingriffe jenseits von § 82 II AktG sind gem. § 241 Nr. 3 Fall 1 AktG nich-

tig.

Aktien- und GmbH-Recht
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II. Beispiele für Say-on-Climate-Anliegen

3. Brownspinning

➢ Abspaltung einer besonders umweltschädlichen Sparte auf ein neues Unter-

nehmen.

a) Spaltungsbeschluss

➢ Aufstellung des Spaltungsplans ist dem Vorstand vorbehalten, 

§ 136 Satz 1 UmwG.

➢ Ergänzungsverlangen, die diese Kompetenz missachten, sind unzulässig.

b) Anweisungsbeschluss

➢ Zulässig, aber hohe Hürde: einfache Stimmen- und qualifizierte Kapital-

mehrheit, § 83 I 3 AktG i.V.m. §§ 65 I 1, 125 I 1 UmwG.

Aktien- und GmbH-Recht
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II. Beispiele für Say-on-Climate-Anliegen

4. Unverbindliches Say on Climate

• Ziel: faktische Einflussnahme auf die Unternehmensleitung

• Mittel: Meinungsbeschluss über die vom Vorstand ausgearbeitete Transformations-

strategie

• Keine originäre Kompetenz zur Meinungsäußerung in Leitungsfragen; Beschluss 

wäre nach § 241 Nr. 3 Fall 1 AktG nichtig.

➢ Kein Umkehrschluss zu § 119 II AktG („entscheiden“) für andere Beschlüsse als 

Sachentscheidungen.

➢ Vorschrift impliziert, dass die Hauptversammlung in Leitungsfragen nur über 

eine subsidiäre Befassungskompetenz verfügt.

Aktien- und GmbH-Recht
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III. Würdigung des Reformvorschlags

➢ Vorschlag de lege ferenda: originäre Kompetenz der Hauptversammlung für 

Meinungsbeschlüsse in allen Angelegenheiten, die einen konkreten Zusam-

menhang mit dem Geschäftsbetrieb aufweisen

(1) Erwartung international agierender Investoren

➢ Keine Stütze in der Rechtsvergleichung (Delaware)

(2) Befriedung in der Gesellschaft

➢ Umweltthemen sind ideologisch weitaus stärker aufgeladen als Vorstands-

vergütung.

Außerdem: Bruch mit der Systematik des AktG

Aktien- und GmbH-Recht
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IV. Ergebnisse

1. Die Möglichkeit, Fragen der Unternehmensleitung der Hauptversammlung zur 

Entscheidung vorzulegen (§ 119 II AktG), wird der Vorstand auch bei Nachhal-

tigkeitsthemen allenfalls in seltenen Ausnahmefällen nutzen. Daher drängen 

aktivistische Aktionäre zunehmend mithilfe des Minderheitsrechts auf Ergän-

zung der Tagesordnung (§ 122 II AktG) in die Hauptversammlungen.

2. Als mitgliedschaftliches Recht unterliegen sog. Ergänzungsverlangen der Treu-

bindung. Daher hat der Vorstand Verlangen, mit denen ein gesetzeswidriger 

Beschluss der Hauptversammlung angestrebt wird, als rechtsmissbräuchlich

abzulehnen.
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IV. Ergebnisse

3. Als Grenze erweist sich insbesondere die aktienrechtliche 

Kompetenzordnung (§ 241 Nr. 3 Fall 1 AktG).

a) Der gebotene Schutz der Leitungsautonomie des Vorstands (§ 76 I AktG) 

hat zur Folge, dass Ergänzungsverlangen, die ein bestimmtes Vorstands-

handeln erwirken sollen, auch dann unzulässig sind, wenn sie – wie z. B. 

die Einführung einer Nachhaltigkeitsberichterstattung – in das Gewand 

einer Satzungsänderung gekleidet sind. 

b) Rechtlich unverbindliche Meinungsbeschlüsse zu Nachhaltigkeitskonzep-

ten sind mangels einer Befassungskompetenz der Hauptversammlung 

unzulässig. 

Aktien- und GmbH-Recht
Einheiten 16 & 17 – Corporate Social Responsibility



28. April 2026Fachbereich Rechtswissenschaft 19

IV. Ergebnisse

4. Der Reformvorschlag, der Hauptversammlung eine originäre Kompetenz für 

sämtliche Meinungsbeschlüsse einzuräumen, die einen konkreten Zusammen-

hang mit dem Geschäftsbetrieb aufweisen, überzeugt nicht. Eine derart grund-

legende Ausweitung der Kompetenzen erscheint weder rechtsvergleichend 

geboten noch systemkonform.

Aktien- und GmbH-Recht
Einheiten 16 & 17 – Corporate Social Responsibility



28. April 2026Fachbereich Rechtswissenschaft 20

Weiterführende Lesehinweise:

• Bachmann, Zielsetzung und Governance von Unternehmen im Lichte 

der Klimaverantwortung, ZHR 187 (2023), 166 ff.

• Fest, Sustainable Shareholder Activism, AG 2024, 269 ff.

• Fleischer, Klimaschutz im Gesellschafts-, Bilanz- und Kapitalmarktrecht, 

DB 2022, 37 ff.

• Harnos/Holle, Say on Climate, AG 2021, 853 ff.

• Vetter, Sind Say-on-Climate-Beschlüsse sinnvoll?, AG 2023, 564 ff.

Aktien- und GmbH-Recht
Einheiten 16 & 17 – Corporate Social Responsibility



Vielen Dank
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